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Institution Ort

Alters- und Pflegeheim envia Alvaneu Dorf

Betagtenheim Hinterrhein Andeer

Alters- und Pflegeheim Surlej Arosa

Alters- und Bürgerheim St. Martin Cazis

Alterssiedlung Im Bodmer Chur

Alterssiedlung Kantengut Chur

ARGO Stift. Bünd. Werkstätten und Wohnheime für Behinderte Chur

ARGO Wohnheim und Werkstätte Chur Chur

ARGO Wohnheim und Werkstätte Davos Davos Platz

ARGO Wohnheim und Werkstätte Ilanz Ilanz

ARGO Wohnheim Surava Surava

ARGO Werkstätte Tiefencastel Tiefencastel

Bener-Park Betriebs AG Chur

Bündn. Stiftung für Vorschulung cerebral gelähmter Kinder Chur

Bürgerheim Chur Chur

Eco Grischun Chur

Evangelische Alterssiedlung Masans Chur

Hosang'sche Stiftung Plankis Chur

Kantonsspital Graubünden Chur

Psychiatrische Dienste Graubünden (PDGR)

Klinik Beverin Cazis

Klinik Waldhaus Chur

Heimzentrum Arche Nova Landquart

Heimzentrum Montalin Chur

Heimzentrum Rothenbrunnen Rothenbrunnen

ARBES Arbeits- und Beschäftigungsstätten

ARBES Moesano Roveredo

ARBES Montalin Chur

ARBES Rothenbrunnen Rothenbrunnen

Seniorenzentrum Rigahaus Chur

Stiftung für Kinder- & Jugendpsychiatrie in Graubünden Chur

Stiftung Schulheim Chur

Verein Wohnen und Arbeiten für Menschen mit Körperbehinderungen Chur

Verein Cosmea – Arbeitsplätze für Menschen mit psychischer Behinderung Chur

Mitglieder BSH



Institution Ort

Wohn- und Pflegeheim Villa Sarona Chur

Wohnheim der Stadtmission Chur

Alters- und Pflegeheim Lindenhof Churwalden

Alters- und Pflegeheim Lumnezia Cumbel

Casa Sogn Giusep Cumpadials

Tgasa Sontgaclau Curaglia

Alterszentrum Guggerbach Davos Platz

Hochgebirgsklinik Davos Davos Wolfgang

Spital- und Pflegeheim Davos Davos Platz

Casa Sogn Gions e Casa da tgira Sursassiala Disentis/Mustér

Alters- und Pflegeheim Casa Falveng Domat/Ems

Wohn- und Pflegeheim Plaids Flims

Schulinternat Flims Flims Waldhaus 

Alters- und Pflegeheim Domleschg Fürstenaubruck

Casa Opera Mater Christi Grono

Residenza delle Rose Grono

Evangelisches Alters- und Pflegeheim Ilanz Ilanz

Institut St. Joseph Ilanz

Regionalspital Surselva Ilanz

Alters- und Pflegeheim Neugut Landquart

Alters- und Pflegeheim Parc Vaz/Obervaz Lenzerheide/Lai

Senesca, Alterszentrum Bündner Herrschaft Maienfeld

Lernstatt Känguruh Malix 

Casa di Cura per Anziani del Circolo di Mesocco Mesocco

Steinhauser Zentrum Obersaxen

Casa Anziani Poschiavo

Ospedale San Sisto Poschiavo

Ospedale della Bregaglia Promontogno

Giuvaulta Zentrum für Sonderpädagogik Rothenbrunnen

Casa di Cura Immacolata Roveredo

Wohn- und Beschäftigungsheim Casa Soldanella Rueras

Alters- und Pflegeheim Oberengadin Samedan

Kreisspital Oberengadin Samedan

Verein geschützte Wohn- und Arbeitsplätze E+S Samedan
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Institution Ort

Kreisspital Surses Savognin

Stiftung Scalottas Scharans

Flury-Stiftung Schiers Schiers

Regionalspital Prättigau Schiers

Alters- und Pflegeheim Prättigau Schiers

Alters- und Pflegeheim Klosters Klosters

Dmura d'attempats Chasa Puntota Scuol

Center da sandà Engiadina Bassa Scuol

Alters- und Pflegeheim Tgèsa s. Vigeli Sedrun

Rehabilitations-Zentrum Seewis Seewis Dorf

Klinik Gut St. Moritz AG

Klinik Gut in St. Moritz St. Moritz

Klinik Gut im Lürlibad Chur

Ospidal Val Müstair Sta. Maria i. M.

Bergschule Avrona Tarasp

Evangelisches Alters- und Pflegeheim Thusis

Krankenhaus Thusis Thusis

Kinderheim Gott hilft Trimmis

Alters- und Pflegeheim Casa s. Martin Trun

Casa Depuoz Trun

Pflegewohngruppe Vals Vals

Bürgerheim Casa Son Duno Vaz/Obervaz

Serata Alterszentrum der Stiftung Gott hilft Zizers

Privates Alterswohnheim Zizers

Stiftung Gott hilft Zizers

Sonderschulheim Gott hilft Scharans

Jugendstation Alltag Summaprada

Alters- und Pflegeheim Gott hilft Zizers

Sonderschulheim Gott hilft Zizers

Stiftung Kinderheim Therapeion Zizers

St. Johannesstift Zizers



4 Von Dr. iur. Mario Cavigelli, Präsident Bündner
Spital- und Heimverband (BSH)

Das Umfeld, in dem sich die Institutionen des Ge -
sundheits- und Behindertenbereichs zu behaupten
haben, erweist sich nach wie vor als sehr be wegt.
Längerfristig mithalten kann auch im Ge sundheits- und
Behindertenbereich nur, wer Ver än derungen als Chan-
ce nutzt und Neues wagt. Und wer dabei die Bedürf-
nisse seiner Kundschaft ins Zentrum seiner Leistungs-
erbringung stellt. D.h. die Bedürfnisse der Patientin-
nen und Patienten, der Bewohnerinnen und Bewohner
bzw. der Klientinnen und Klienten.

Der BSH hat sich als Dachverband über die mehr
als 70 im Kanton tätigen Institutionen im Gesund-
heits- und Behindertenbereich auch im Jahr 2009
den branchenbezogenen Herausforderungen
gestellt. Sie gehen auf erneut veränderte Rahmen -
bedingungen zurück, aber auch auf Weiterent-
wicklungen, welche der Verband und seine Mit-
glieder aus eigener unternehmerischer Veranlas-
sung anhand genommen haben.

Im Verbund mit seinen Mitgliedsinstitutionen hat
der Verband so Dienstleistungen erbracht, die
nicht nur bei den einzelnen Institutionen als Ver-
bandsmitglieder sondern auch in der öffentlichen
Wahrnehmung und bei den Partnern der Branche
Anerkennung geniessen. Das Verdienst gehört al -
len Beteiligten, insbesondere den Vertretern aus
den Mitgliedsinstitutionen.

Rahmenbedingungen ändern sich rasant weiter
Im Jahr 2009 sind in allen Verbandsbereichen
Än derungen der gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen teils auf einer unpolitischen Vorstufe und teils
auch bereits auf der Ebene von Vernehmlassungs -
entwürfen der Regierung breit diskutiert worden.

Einige Bedeutung kam der bündnerischen «Neu-
gestaltung des Finanzausgleichs und der Aufga-
benteilung zwischen dem Kanton und den Ge -
mein den» (NFA GR) zu. Die NFA hat mit Ausnah -

me des Bereichs der Wohn- und Arbeitsstätten
(KWA) sämtliche Verbandsbereiche unmittelbar
be troffen. Die Meinungen gingen verbandsintern
auseinander.

Bei den Spitälern und Kliniken (KSK) hat eine Dis-
kussion rund um die Anlagenutzungskosten der
Spitalanlagen intensive Auseinandersetzungen
mit dem Gesundheitsamt und dem zuständigen
De partement ausgelöst. Sie sind auf einer allseits
konstruktiven Basis gestartet. Und es ist zu hoffen,
dass sie zu einem ebensolchen Ergebnis zu Ende
geführt werden. Denn für Graubünden und für
sei ne Spitäler und Kliniken ist es besonders wich-
tig, dass sie in die Lage versetzt werden, sich auf
die per 1.1.2012 in Kraft tretende neue Spitalfi-
nanzierung korrekt vorzubereiten, und dass ihnen
auf diesen Zeitpunkt hin innerkantonal und inter-
kantonal eine faire Startbasis im neu wettbe-
werblicheren Gesundheitssystem ermöglicht wird.

Bei den Alters- und Pflegeheimen (KHB) steht die
kantonale Umsetzung der eidgenössischen KVG-
Pflegefinanzierung an. Der Vernehmlassungsent-

BSH hat seine Aufgaben auch im 2009
erfüllt: lösungsorientiert, pragmatisch
und routiniert
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wurf zur Teilrevision des kantonalen Krankenpfle-
gegesetzes birgt aus der Sicht der Heimbetriebe
noch einiges Verbesserungspotenzial. Die Über-
legungen sind seitens des Verbandes angestellt
und das zuständige Departement hat bereits sig-
nalisiert, mit uns das Gespräch aufzunehmen.
Wie im Spitalbereich schätzen wir auch diesen
Vorgang sehr und sind wir zuversichtlich, eine
letztlich befriedigende Lösung zu finden, die es
den Heimen ermöglicht, ihren Auftrag im Interes-
se der Pflegebedürftigen erfüllen zu können.

Bei den Wohn- und Arbeitsstätten (KWA) sowie
den Kinder- und Jugendinstitutionen (KKJ) herrscht
als Folge der eidgenössischen Neugestaltung des
Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung (NFA
CH) das Interregnum zwischen dem Wechsel von
der eidgenössischen hin zur kantonalen Zustän-
digkeit weiter an. Während der Übergangsfrist
bis zum 31.12.2010, die vom Kanton bedauerli-
cherweise nun um ein Jahr verlängert worden ist,
gelten die bisher massgeblichen Regelungen im
Grundsatz fort; leichte Irritationen sind dennoch
nicht ganz ausgeblieben. Erfreulich ist aber auch
hier, dass sich die fachlich verantwortlichen Amts-
leiter bei der Erarbeitung der künftigen Rechts-
grundlagen gesprächsbereit zeigen.

Runder Tisch «Pflegepersonalmangel»
Der BSH begrüsst die Initiative des DJSG und des
EKUD und deren Vorsteher, die langfristige Ent-
wicklung des Personalbedarfs der Gesundheitsin-
stitutionen im Rahmen eines Runden Tisches breit
abgestützt zu diskutieren. Besonders freut uns,
dass sowohl der Runde Tisch selber als auch die
vom Runden Tisch eingesetzten vier Untergrup-
pen je mit sachverständigen Vertretern aus allen
unseren verbandsintern betroffenen Bereichen
besetzt werden durften. Wir harren nun gespannt
der Diskussion, die gestützt auf die Zwischenbe-
richte der Untergruppen und auf eine vom DJSG
und vom EKUD gemeinsam in Auftrag gegebene
Studie ihre entscheidende Fortsetzung erfährt.

Parallel zur Diskussion am Runden Tisch sind die
Alters- und Pflegeheime (KHB) einschlägig bereits
tätig geworden. Sie haben einen durch alle Hei-
me gemeinsam gespiesenen Ausbildungsfond
eingerichtet mit dem Zweck, die Institutionen zur
Ausbildung von Pflegepersonal im Bereich FAGE
und HF Pflege und zur angemessenen Mitfinan-
zierung der Ausbildungskosten anzuhalten. Diese
Initiative ist besonders verdankens- und rühmens-
wert.

Zulagen für Nacht- und Sonntagsarbeit
neu auch während Ferien
Aufgrund neuerer bundesgerichtlicher Rechtspre-
chung werden Lohnansprüche aus Zulagenzah-
lungen für Abend-, Nacht-, Sonntags- und Feier-
tagsdienst neu als Bestandteil des ordentlichen
Lohns gewertet und sind sie deswegen neu auch
während der Ferien- und der Krankheitsabsenzen
zu vergüten. Zudem sind nicht verjährte
Ansprüche von den Mitarbeitenden individuell
auch heute noch nachforderbar.

Dem Verband und insbesondere den einzelnen
Mitgliedsinstitutionen hat diese neue Rechtslage
eine anspruchsvolle Umsetzungsproblematik
beschert. Schnell war aber zweierlei klar: der
Anspruch der Mitarbeitenden ist geschuldet und
die Umsetzung soll unter der Führung des Ver-
bandes für alle Institutionen in möglichst einem
Zug und in Zusammenarbeit mit den Arbeitneh-
merorganisationen vorbereitet werden. Dass letzt-
lich eine gerechte und für die Institutionen admi-
nistrativ bewältigbare Lösung im Bereich der
Spitäler und Kliniken (KSK) und der Alters- und
Pflegeheime (KHB) gefunden werden konnte, ist
vielen zu verdanken. Darunter der SBK und der
vpod und namentlich auch die Amtsleitung des
Gesundheitsamts. Wir sind zuversichtlich, für die
Wohn- und Arbeitsstätten (KWA) und die Kinder-
und Jugendinstitutionen (KKJ) im Einvernehmen
mit den diesbezüglich involvierten Amtsstellen
des Kantons eine ebensolche Lösung zu finden.



Dank
Der BSH lebt in erster Linie dank all jenen Vertre-
terinnen und Vertretern aus unseren Mitgliedsin-
stitutionen, die sich in den Konferenzen, Kommis-
sionen, Ausschüssen und Arbeitsgruppen für die
Verbandsgemeinschaft engagieren. All diesen
Personen, darunter insbesondere die jeweiligen 

Vorsitzenden sowie unser Geschäftsführer Mario
Evangelista und unsere Mitarbeiter Josef Müller,
Cilgia Dolf und Karin Basig, sei an dieser Stelle
im Namen des Vorstandes und des ganzen Ver-
bandes herzlich gedankt.

9

Wussten Sie schon, dass …

… im Bündner Spital- und Heimverband (BSH) 78 Trägerschaften Mitglied sind? Diese betrei-

ben insgesamt ...

■ 15 Spitäler und Kliniken inkl. der beiden Kliniken der Psychiatrischen Dienste

Graubünden und 1 Rehabilitationsklinik

■ 50 Alters- und Pflegeheime (davon sind 8 Langzeitpflegeabteilungen in Spitälern)

■ 12 Kinder- und Jugendinstitutionen

■ 22 Institutionen mit Wohn- und Arbeitsplätzen für behinderte Menschen. 

Diese bieten insgesamt knapp 4850 Betten resp. Wohn- / Schul- und Arbeitsplätze für behinderte
Menschen an. Damit werden rund 4800 Vollzeitstellen und somit rund 6800 Personen einen
Arbeitsplatz angeboten. Die Gesamtheit der Mitglieder von BSH weist einen Gesamtjahresumsatz
von über 800 Mio. Franken aus!
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4 Von Mario Evangelista, Geschäftsführer Bündner Spi-
tal- und Heimverband

Bäume und die meisten Reptilien wachsen ein
Leben lang. Auch alles andere Leben dige ist
einem stetigen Wandel unterworfen. So verändert
sich auch die Gesell schaft, den sich verändernden
Anforde rungen, Wünschen und Erwartungen aller
folgend, mal schneller mal bedächtiger, aber den-
noch ständig. Ebenso verhält es sich mit den
Rahmenbedingungen für unsere Mitglieder – ein
steter Wandel ist zu verzeichnen!

Spitäler und Kliniken – KSK
Im 2009 wurden im Spitalbereich die Vor gaben
für die künftige Finanzierung von Leistungen nach
KVG immer klarer, nachdem die diesbezüglichen
gesetzlichen Bestimmungen im 2008 verabschie-
det worden waren. Ab 2012 muss gemäss KVG
mittels diagnosebezogenen Pauschalen –
SwissDRG – abgerechnet werden. Zudem ist der
Kostenteiler zwischen den beiden Trägern
Krankenversicherer und Kanton festgeschrieben
worden. Die Umsetzung allerdings wirft auch zum
heutigen Zeit punkt noch Fragen auf. Es gilt die
Ent wick lungen bezüglich SwissDRG und den
damit einhergehenden Neuerungen zur Spitalfi -
nan zierung, die sich im 2009 abzeichneten, je
näher 2012 rückt, intensiver zu verfolgen und so
weit möglich selbst mitzugestalten. Weiter waren
ausserordentliche Lohn kosten zu verzeichnen.
Einerseits galt es die Reallohnerhöhung, wie sie
für das kantonale Personal per ersten April 2009
umgesetzt worden ist, zumindest zu berücksichti-
gen. Andererseits waren die Personal verbände im
März 2009 bezüglich der Fort zahlung von
Zulagen für Ferienab sen zen an BSH herangetre-
ten. Die Ergebnisse sind bekannt.

An der Tariffront konnte im stationären OKP Be -
reich eine einvernehmliche Tarifanpas sung per 1.
Januar 2010 erzielt werden. Hingegen konnte
nach der Kündigung der TPW-Vereinbarung zum
Tarmed durch santésuisse keine neue einvernehm-
liche Lö sung erzielt werden. Das hoheitliche Ver -
fah ren ist anfangs 2010 eingeleitet worden. Die

weiteren Tarife blieben aus Sicht des BSH unver-
ändert, so dass zumindest in diesen Punkten
Kontinuität sichergestellt werden konnte.

Alters- und Pflegeheime – KHB
Im gesamten 2009 beschäftigten sich die Mit -
glieder der Konferenz Heime Betagte mit der
bevorstehenden neuen Pflege finan zierung nach
KVG und dessen Umsetzung auf kantonaler
Ebene. Bundesbern hat nach entsprechenden
Interventionen von Ver bänden und insbesondere
der Kantone den Einführungszeitpunkt der neuen
KVG-Bestimmungen vom 1.7.2010 auf den
1.1.2011 verschoben. Das hat nun zumindest so
viel Zeit gebracht, als dass die notwendigen ge -
setzlichen Grundlagen zur kan tonalen Um setzung
zwar mit engem Zeit plan aber voraussichtlich
rechtzeitig er stellt und verabschiedet werden kön-
nen. Die Verordnungsanpassungen dazu werden
uns in den nächsten Monaten genauso beschäfti-
gen, wie auch die rein praktische Um setzung der
neuen Pflegefinanzierung bis hin zum Einführen
des neuen BESA 2010. Dieses soll die Umsetzung
der neu nach Zeitaufwand abgestuften Beiträge
der Krankenversicherer an die Pflege nach KVG
ermöglichen. Aufgrund der sich laufend verän-
dernden Rahmenbedingungen für 2010, konnte
trotz weiter verbesserter Daten grundlagen ledig-
lich der im 2009 geltende Tarif vertrag für 2010
verlängert werden. 

Wohn- und Arbeitsstätten – KWA
Hier steht die komplette Neuregelung be vor.
Sowohl die Finanzierung wie auch die Planung
der noch benötigten Angebote wer den von Grund
auf neu gestaltet. Erste Ergebnisse auf diesem
Weg konnten im Verlauf des 2009 zur Kenntnis
genommen werden. Konkret war es den KWA-Mit -
glie dern möglich, sich zum entsprechenden Kon -
zeptentwurf des Kantons Graubünden zur För de -
rung der Eingliederung invalider Personen gemäss
Art. 10 IFEG, nachdem dieses vom Sozialamt prä-
sentiert worden war, zu äussern. Zuvor wurden
wir bereits laufend vom Sozialamt über den Fort -
gang des interkantonalen Projektes, im Rahmen

Geschäftsstelle BSH
Leben bedeutet stetiger Wandel!
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dessen die Grundlage zu diesem Konzept erar-
beitet worden ist, informiert. Die weiteren
Arbeiten zur Umsetzung in Graubün den und somit
auch die unmittelbare Vorbe rei tung der prakti-
schen Umsetzung in den Institutionen stehen an.
Auch hier ist also für weitere Bewegung und damit
für stetigen Wandel gesorgt.

Kinder- und Jugendinstitutionen – KKJ
Auch für die Kinder- und Jugendinsti tu tio nen ste-
hen einschneidende Veränderungen bevor.
Einerseits wird es im Rahmen der Umsetzung der
Bündner NFA, vorausgesetzt die Bündner NFA
wird vom Volk verabschiedet, zu organisatori-
schen Neuord nun gen kommen. Andererseits wur-
de an fangs 2009 die Grundlage für die Totalrevi -
sion des Schulgesetzes zur Vernehmlassung unter-
breitet. Der Ansatz von möglichst um fas sender
Integration wird weiter verfolgt. Bei entsprechen-
der Einbindung aller Betei ligten, haben die Mit -
glieder der Konferenz Kinder- und  Ju gend in sti -
tutionen absolut nichts dagegen. Ganz im Ge -
genteil, so weit im Einzelfall möglich, verfolgen
dieses Ziel alle KKJ-Mitglieder bereits heute. Ob
die Integration für alle Kinder und Jugend lichen
mit besonderen Bedürfnissen umsetzbar ist,
respektive ob die Mittel zur Finan zierung des ent-
sprechenden Aufwandes eine adäquate Voll in te -
gra tion sicherstellen zu können vorhanden sind,
wird sich weisen müssen. Und auch hier der
Beweis, dass Leben gleich Wandel ist! Denn auch
hier ist für Spannung im Hinblick auf die Neu or -
ganisation der Rahmenbedin gungen gesorgt.

Ausblick und Dank!
In sämtlichen unter dem Dach von BSH or ga ni sier -
ten Bereichen sind also einschneidende Verän -
derungen in den nächsten Jah ren zu erwarten, so
weit möglich mitzugestalten und umzusetzen. Es
geht in allen Be reichen um entscheidende, die
darauf folgenden Jahre massiv prägende Verän -
de run gen. Solche einschneidenden Verän de run -
gen können nur gemeinsam bewältigt werden.
Deshalb danke ich meinem Team in der Ge -
schäftsstelle, den Vorstands mit glie dern, allen Mit -
gliedern der verschiedenen Kommissionen in un -
se rem Verband, für die tatkräftige Mitarbeit zum
Wohle aller Verbandsmitglieder im 2009!
Ausserdem gilt ein besonderer Dank auch unseren
Part nern in den entsprechenden Depar te men ten
und Ämtern des Kantons für die konstruktive
Zusammenarbeit. Besonders möchte ich meiner
Hoffnung Ausdruck verleihen, auch im 2010 wei-
terhin auf diese Unterstüt zung, Mit- und Zusam -
men arbeit zählen zu können. ■
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4 Von Franco Hübner, Vorsitzender der KSK und CEO des
Regionalspitals Surselva

Vorbereitungen auf Swiss DRG
Die Verantwortlichen in den Spitälern werden zu -
nehmend mit Fragen konfrontiert, wie sich die Spi -
täler denn auf die neue Spi talfinanzierung mit
Swiss DRG vorbereiten und was auf sie zukommen
werde. Eine Antwort auf den letzten Teil der Frage
könnte wahrscheinlich eine Kartenlegerin beinahe
gleich gut wie ein Spitaldirektor geben …

Die Spitäler können sich aktuell vorbereiten, in -
dem sie die bereits heute vorhandenen Grundla-
gen zu Swiss DRG beachten und einbeziehen in
die Weiterentwicklung ihrer Kostenrechnungen
und Datengrundlagen. Die Verantwortlichen müs-
sen aktiv in Arbeitsgruppen mitwirken, damit der
Start in die neue Ära «Swiss DRG» gelingen
kann.

Im vergangenen Jahr hat sich das Engagement
der Spitäler und des Verbandes, nicht zuletzt
dank der Schaffung einer Stelle «Be triebs wirt -
schafter», verstärkt. Dies hat sich auf verschiede-
nen Ebenen bezahlt gemacht. Die Datenlage
konnte weiter verbessert werden, eine wichtige
Voraussetzung für erfolgreiche Tarifverhandlun-
gen. Im Bereich der Investitionen konnte dank der
guten Grundlagenarbeit in Zusammenarbeit mit
dem Gesundheitsamt Graubünden und einem
externen Experten wichtige Grundlagenarbeit ge -
leistet werden.

Verhandlungen Tarife
Die Verhandlungsdelegation hat sich für die Ver-
handlungen der Tarife 2010 zum Ziel gesetzt,
möglichst zeitgerecht eine Einigung erzielen zu
können. Obwohl die Daten zeitgerecht und in
guter Qualität vorhanden waren, dauerten die
schwierigen Verhandlungen wiederum bis Ende
Jahr. Die Verrechnung der neuen Tarife 2010 im
stationären Bereich kann somit nach der Ver-
tragsbereinigung im Januar gestartet werden,
was für die Spitäler sehr wichtig ist.

Investitionsbeiträge
Ein externer Experte hat in Zusammenarbeit mit
einer Arbeitsgruppe der Spitaldirektoren und Ver-
tretern des Gesundheitsamtes Graubünden einen
Bericht über die Investitionsbeiträge des Kantons
an die Akutspitäler verfasst. Dieser Bericht hat die
Fragen beantwortet, welcher Investitionsbeitrag
der Kanton Graubünden in der Zeit zwischen
1990 bis 2008 pro Spital geleistet hat und gibt
Hinweise, in welcher Grössenordnung die ab
dem Jahre 2012 pauschaliert abzugeltenden An -
la genutzungskosten liegen werden.

Er wird als sehr wichtige Grundlage dienen in
der Diskussion um die «Preisgestaltung» im Swiss
DRG, insbesondere zur Festlegung des Investi -
tionsanteils der Fallpauschalen. Mit diesem Be -
richt und den noch folgenden Arbeiten werden
die Bemühungen zur transparenteren, einheitli-
cheren Datengrundlagen weiter verstärkt.

Konferenz Spitäler und Kliniken (KSK)

Regierungsrätin B. Janom Steiner und KSK-Vorsitzender F. Hübner



Der Bericht wird auch gesamtschweizerisch von
interessierten Kreisen als Grundlage anerkannt
und für die Diskussion be nutzt. Offene Fragen
bestehen vor allem noch im Zusammenhang mit
den gesetzlichen Grundlagen, insbesondere mit
der VKL (Verordnung über die Kostenermittlung
und die Leistungserfassung durch Spitäler, Ge -
burtshäuser und Pflegeheime in der Kran ken ver -
sicherung). Die Regelungen der Abschreibungen
und Berechnungen der Zinskosten sind aktuelle
Themen, die noch zu klären sind. Für die weitere
Vertiefung müssen die Bündner Spitäler ihre ge -
planten Sanierungs- und Erweiterungsinvestitio-
nen detaillierter eruieren.

Diese wichtige Arbeit konnte nur dank der guten
Zu sammenarbeit zwischen den Spitälern und
dem Ge sundheitsamt Grau bünden, bzw. dem
Departement für Justiz, Sicherheit und Ge sundheit
realisiert werden. Diesen Partnern gehört ein
grosser Dank ausgesprochen. Die Ergebnisse ha -
ben dazu geführt, dass das Budget des Kantons
für die Spitäler für das Jahr 2010 vom Grossen
Rat gegenüber dem Vorschlag der Regierung um
4 Mio. Franken hö her genehmigt worden ist.

Ich danke allen Direktorenkollegen, dem Ge -
schäfts führer Mario Evangelista, seinen engagier-
ten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auf der
Geschäftstelle für die immer tatkräftige Unterstüt-
zung der Anliegen der Spitäler und unserem Prä-
sidenten Mario Cavigelli für die effiziente und
kompetente Zusammenarbeit. ■

13

Weihnachtsessen der KSK in der Klinik Beverin
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4 Von Regula Berchtold Küng, Präsidentin FKPS und
Pflegeleiterin Chirurgie, Kantonsspital Graubünden

Kurzer Rückblick – interessante Referate
Zu den Pflegekadersitzungen hatten wir ver schie -
dene Referenten zu aktuellen Themen eingela-
den.

Im März informierten Herr Paul Schwendener,
Amtsvorsteher und Frau Agatha Thürler, Personal-
beraterin des KIGA GR über die Handhabung
der Personenfreizügigkeit, die bei einer mögli-
chen Personalre kru  tierung aus dem Ausland zum
Tragen kommt, und die aufgrund des drohenden
Personalnotstands zunehmend an Bedeutung
gewinnt.

Zum Thema MABE/LOE (Mitarbeiterbeurtei-
lung/Leistungsorientierte Entlöhnung) berichtete
Herr Heinrich Neuweiler, Leiter Departement Pfle-
ge und Fachsupport, Kantonsspital Graubünden,
ausführlich. 

Im Weiteren stellte Frau Sabrina Blaser, Aus -
bildungsverantwortliche Kantonsspital Münsterlin-
gen, das Projekt «Sinnvoller Gra de- und Skillmix
im Akutspital» am Beispiel des Kantonsspitals
Münsterlingen vor.

Delegation aus der Fachkonferenz am 
«Runden Tisch» der Bündner Regierung
zum Thema Personalmangel
Vieles deutet darauf hin, dass es in der ge samten
Schweiz und auch im Kanton Grau bünden im
Bereich des Gesundheitswesens zu einem Man-
gel an Fachpersonal kommen wird. Das Pflege-
kader befasste sich intensiv mit dem in den näch-
sten Jahren zu erwartenden Personalengpass und
mit den Anstellungsbedingungen.

Am «Runden Tisch» zum Thema «wie verhindern
wir einen Personalmangel im Pflegebereich», wel-
cher im Auftrag des De partements für Justiz,
Sicherheit und Ge sund heit einberufen wurde,
nahm die Vorsitzende Frau Regula Berchtold teil.
Sie hatte des Weiteren Einsitz in den Arbeits-

gruppen «Rekrutierung Pflegepersonal und
Arbeitsbedingungen».

Es wurden Massnahmen ausgearbeitet, die wie-
derum in den Sitzungen der Fachkonferenz Pfle-
gekader ausgiebig diskutiert wurden.

Wie bereitet sich die Pflege auf DRG vor?
Noch nie hat im Gesundheitswesen der Wechsel
eines Finanzierungssystems bei stationären Spi-
talaufenthalten so viele Diskussionen ausgelöst,
wie die bevorstehende Umstellung auf SwissDRG
im 2012. Das Pflegekader setzte sich mit der
komplexen Thematik auseinander und diskutierte
mögliche Vorbereitungsschritte und Massnahmen.

Behandlungspfade
Im Hinblick auf die Reduzierung der durchschnitt-
lichen Aufenthaltsdauer der statio nären Patienten
müssen die Behandlungspfade (Prozess-Therapie-
Pflege) ge strafft werden.

Entlassungsmanagement
Durch die Verkürzung der Aufenthaltsdauer spielt
das Entlassungsmanagement in Zukunft eine zen-
trale Rolle. Ein professionelles und effektives Ent-
lassungsmanagement muss bereits beim Eintritt
des Patienten beginnen. Ab 2012 können sich
die Institutionen verspätete Austritte nicht mehr lei-
sten. Die nachbehandelnden Organisationen
(Heime, Spitex) sind zwingend ins Entlassungs -
management einzubeziehen, um die Kontinuität
in der Versorgung der Patienten sicher zu stellen.

Leistungserfassung
Eine bedeutende Rolle wird die Leistungserfas-
sung einnehmen. Diese bildet die Ba sis für eine
lückenlose medizinische Kodierung und eine kon-
gruente Rechnungsstellung. Das exakte und
detaillierte Dokumentieren der Pflegeleistungen
er laubt es, pflegerische Leistung transparent zu
machen und leistet einen wesentlichen Beitrag
zur Antwort auf die Frage, «was kos tet die Pfle-
ge?». 
In diesem Sinne ist die Pflege vor neue Heraus-
forderungen gestellt.

Fachkonferenz Pflegekader Spitäler
(FKPS)



Fazit
Dank den interessanten und bedeutenden The-
men, konnte an den rege besuchten Sitzungen
lebhaft diskutiert und wichtige Inputs für den All-
tag gesammelt werden. ■
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Mitgliederversammlung

Vorstand

Geschäftsstelle Projekte/Kooperationen Verband
- Bildungskommission/OdA
- a.o. Projekte/Kooperationen

Spitäler/ Kliniken (KSK)
a) Bereichskonferenz

· Spitalärztekonferenz
· Pflegekaderkonferenz
· Tarifkommission
· Verhandlungsdelegation

b) Öffentlichkeitsausschuss

Heime Betagte (KHB)
a) Bereichskonferenz

· Pflegekaderkonferenz
· Verhandlungsdelegation

b) Öffentlichkeitsausschuss

Kinder/Jugend (KKJ)
a) Bereichskonferenz

b) Öffentlichkeitsausschuss

Wohn-/Arbeitsstätten
(KWA)
a) Bereichskonferenz

b) Öffentlichkeitsausschuss

Organigramm
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4 Von Dr. med. Georg Heller, Präsident VBSAE und Leit.
Arzt Chirurgie, Stv. Leiter Gefäss/ Thoraxchirurgie,
Kantonsspital Graubünden

Aus dem Jahr 2009 ist von der Vereinigung Bünd-
ner Spitalärzte wenig Neues zu berichten. Da
keine aktiven oder dringlichen Probleme auf der
Traktandenliste stan den, wurde bewusst auf eine
Jahresversammlung verzichtet.

Trotzdem gibt es aus meiner Sicht einige Punkte,
die es zu erwähnen gilt. Als erstes die geplante
Einführung der SwissDRG (Diagnosis Related
Groups). Über Sinn und Unsinn der DRG welche
in Deutschland seit 2004 als Entgeltsystem für
Krankenhäuser eingeführt wurden, ist schon viel
geschrieben und debattiert worden. Es steht mir
nicht an, über dieses Abgeltungssystem zu urtei-
len und soll nicht Ziel dieses Berichtes sein. Tat-
sache ist jedoch, dass ab 2012 die stationären
Behandlungen in den Spitälern mittels dieser ge -
samtschweizerischen, einheitlichen Fallpau scha -
len struk tur verrechnet werden sollen. Für die Be -
rechnung im DRG System wird der Case Mix
Index (CMI) eine entscheidende Rolle spielen.
Dieser Fallmix-Index welcher bei der Einführung
2012 bestimmt sein muss, wird durch die Arbeit
der Jahre 2010 und 2011 bestimmt. Das bedeu-
tet für jedes einzelne Spital, dass die Arbeit der
kommenden Jahre zukunftsweisend für das Ab -
geltungssystems sein wird. Die geleistete Ar beit
ist nicht wie bis anhin aktuell, sondern nun auch
prospektiv bedeutsam. Wer seine Hausaufgaben
erledigt, wird gut vorbereitet die Umstellung zum
DRG System in Angriff nehmen.

Aufgeschreckt wurde mancher Leser der Tages-
presse Ende 2009 durch den provokativen Titel
«Zwei-Klassen-Medizin für Herzpatienten?». Per-
cutan minimal invasiv eingesetzte Herzklappen,
welche dem Patienten klare Vorteile bringen,
konnten wegen ökonomischen Gründen gegen
Ende des Jahres 2009 im Inselspital Bern nicht
mehr eingesetzt werden. Diese neue Methode,
welche dem Patienten eine Eröffnung des Brust-

korbes erspart, ist gegenüber der konventionellen
Me thode teurer und pro Fall entsteht dem Spital
ein nicht unbedeutendes Defizit. Das Spitalbud-
get war gegen Ende des Jahres aufgebraucht und
den behandelnden Ärzten wurde verboten, diese
Methode weiter bis Ende des Jahres durchzu-
führen. Glück hatte, wem die Indikation zu
Beginn des Jahres gestellt wurde und eine per-
cutan eingesetzte Herzklappe erhielt. Rationiert
wurde der Patient gegen Ende des Jahres. Er mus-
ste mit der konventionellen Methode vorlieb neh-
men. Nicht mehr ärztliche Überlegung oder medi-
zinische Notwendigkeit bestimmen die Therapie-
modalität, sondern ökonomisches Gedankengut.
Nicht auszudenken, sollte dies Schule machen
und auf weitere Gebiete der Medizin übergrei-
fen. Wird die Ökonomie die Therapie bestim-
men, bedeutet dies eine Rationierung und Zwei-
Klassen-Medizin. Dagegen müssen wir uns im
Namen unserer Patienten wehren. ■

Vereinigung Bündner Spitalärzte (VBSAE)



4 Von Aldo Pitsch, Vorsitzender KHB und Heimleiter
Evangelische Alterssiedlung Masans, Chur

Eckwerte 2009
• Neuordnung der Pflegefinanzierung nach

Än derung des Bundesgesetzes
• Tarife (KVG-Beiträge und Maximaltarife)
• Betriebsbewilligungskriterien (BBK) ab

01.09.2009
• Personalmangel im Pflegebereich
• Die KHB bildet einen Ausbildungsfond 

Schwerpunkte 2010
• Teilrevision des Krankenpflegegesetzes (KPG)
• Kantonale Rahmenplanung Pflegeheime 2010
• Neue Strukturen der Maximaltarife
• Einführung «BESA 2010»
• Umsetzung Massnahmen runder Tisch

Neuordnung der Pflegefinanzierung nach 
Änderung des Bundesgesetzes
Die Beiträge der obligatorischen Krankenpflege-
versicherung (OKP) an die pflegerischen Leistun-
gen mit längerfristigem Pfle ge  bedarf werden neu
vom Bundesrat differenziert in 12 Beitragsstufen
für die ganze Schweiz einheitlich festgelegt.

Die Kostenbeteiligung der Leistungsbezüger wird
auf 20% des höchsten vom Bundesrat festgeleg-
ten Pflegebeitrags der OKP beschränkt. Die Kan-
tone regeln die Restfinanzierung. Die Finanzie-
rung der Akut- und Übergangspflege erfolgt nach
der Regel der Spitalfinanzierung (OKP 45%, vom
Rest Kanton 85% und Gemeinden 15%). Nach
einem Spitalaufenthalt und ent sprechender ärztli-
chen Verordnung werden während max. zwei
Wochen Leistungen nach Art. 7 Abs. 2 a – c KLV
im Sinne von Akut- und Übergangspflege geleistet.

Im stationären Bereich werden die anerkannten
Ko sten sowie die maximale Ko sten beteiligung der
Heimbewohner neu differenziert in:
• Pensionskosten
• Instandsetzungs- und Erneuerungskosten (An -

la ge kostenbeteiligung)

• Betreuungskosten (neu)
• Pflegekosten

Tarife (KVG-Beiträge und Maximaltarife)
Unter Berücksichtigung, dass die neue Pflegefinan-
zierung für die santésuisse und für den Kanton eine
neue Bemessung und Struk turierung zur Folge
haben wird, konnten die Tarife unwesentlich ange-
passt werden:

santésuisse Grischun
In einer Vereinbarung konnten die von der Regie-
rung hoheitlich festgelegten Pflegeheimtarife pro
2009 unverändert für das Jahr 2010 verlängert
werden. Ab 1.1.2011 gelten die Tarife gemäss
neuer Pflegeheimfinanzierung (Art. 7a KLV).

Maximaltarife
Als Berechnungsgrundlage sind die Kosten und
Leistungsdaten von 42 Heimen, 91% der gesam-
ten Pflegetage und einer Teuerung von 3.5% be -
rück sichtigt worden. Im wesentlichen ist die
Grund taxe um Fr. 5.– und die BESA-Stufen 3c bis
4c zwischen Fr. 10.– bis Fr. 30.– angepasst wor-
den. Unter Berücksichtigung, dass die Kranken-
kassenbeiträge seit 2007 nicht mehr angepasst
wurden und die Kosten vorwiegend in den BESA-
Stufen 3 und 4 stark ansteigen, konnten die Maxi-
maltarife in den oberen Stufen nicht kosten-
deckend angepasst werden. Bei der Erfüllung der
Be triebs bewilligungskriterien «angemessene Pfle-
ge» zeigt sich, dass die Tarife ab Stufe 3b bis 4c
zwischen Fr. 5.– bis über Fr. 40.– pro Stufe und
Tag unterdeckt sind.

Betriebsbewilligungskriterien (BBK) ab 1.9.2009
Die Betriebsbewilligungskriterien stehen de finiert
in einem Betriebsbewilligungsraster für Alters-
und Pflegeheime seit 1.9.2009 zur Verfügung.
Die Heime ha ben sich bemüht den IST-Stellen-
plan, den Richtstellenplan und die verschieden-
sten Anforderungen in Checklisten und Stellen-
planberechnungen auszufüllen. Wir haben kilo-
weise Unterlagen an das Gesundheitsamt ver-
sandt. Erste Erkenntnisse:
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Konferenz Heime Betagte (KHB)
Bekenntnis zur Bildung und Förderung der Mitarbeiter in der
Langzeitpflege
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Wenn man den Richtstellenplan nach der «ange-
messenen Pflege» erfüllt und auch den übrigen
Checklisten und Vorgaben nachkommt, entspre-
chen die Tarife den Ko stenberechnungen ab
BESA 3b nicht. Die Betriebsbewilligungskriterien
insbesondere die personellen Anforderungen in
quantitativer und qualitativer Hinsicht können nur
parallel zu den Maximaltarifen umgesetzt wer-
den.

Personalmangel im Pflegebereich
Anfangs 2009 hat der Vorstand der KHB
erkannt, dass sich mittelfristig ein Mangel an Pfle-
gefachpersonal abzeichnet. Nebst zahlreichen
Ansätzen der Personalrekrutierung hat die KHB
erkannt, dass in Sachen Förderung und Ausbil-
dung des Personals keine Hilfe von aussen zu
erwarten ist. In der Folge ist eine intensive Dis-
kussion be züglich Aus-, Fort- und Weiterbildung
in der KHB ausgelöst worden. 

Runder Tisch
Das Departement für Justiz, Sicherheit und
Gesundheit Graubünden hält an der ersten Run-
de im Juni folgende Handlungsfelder fest:

• Imagepflege und Nachwuchsförderung
• Rekrutierung Pflegepersonal (FaGe, HF, Wie-

dereinsteigerinnen, Quereinsteigerinnen)
• Arbeits- und Anstellungsbedingungen
• Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebote (Koor-

dination der verschiedenen An bie ter im Kan-
ton/Abstimmung der An ge bote und Kapazitä-
ten auf den Bedarf der Leistungserbringer)

Nach Bildung entsprechender Arbeitsgruppen –
die KHB wirkt in allen Arbeitsgruppen mit – sind
bis Ende Jahr keine konkreten Massnahmen und
Erkenntnisse auf der po li tischen Ebene weiterent-
wickelt worden.

Die KHB bildet einen Ausbildungsfonds
In den zwei letzten Konferenzen hat die KHB ein
Reglement Ausbildungsfond KHB und entspre-
chende Berechnungen Ausbildungsfonds KHB

auf ge arbeitet, diskutiert und zu Handen des
Departements verabschiedet.

Mit diesem Fonds soll erreicht werden, dass die
einzelnen Pflegeheime genügend Nach wuchs aus-
bilden oder sich solidarisch an den Ausbildungs-
kosten angemessen beteiligen. Für den Ausbil-
dungsfond KHB relevante Gesundheitsberufe
sind:

• Fachfrau/Fachmann Gesundheit EFZ (FaGe)
• Dipl. Pflegefachfrau/Pflegefachmann HF

Pro Ausbildungsjahr sieht das zu erreichen  de Aus-
bildungsangebot KHB wie folgt aus:

FaGe-Lehre 50 Lernende
FaGe QV gem. Art. 32 10 Lernende
BBV (Kurs) 
HF Pflege (mit Vertiefung 20 Praktikums-
im Langzeitbereich) plätze

Die KHB ist überzeugt, dass mit der Schaffung
dieses Ausbildungsfonds ein konkreter Beitrag für
die Linderung des Mangels an qualifiziertem
Fachpersonal für die Zukunft eingeleitet wurde.

Ausblick 2010

Teilrevision des Krankenpflegegesetzes (KPG)
Der Entwurf für eine Teilrevision des Krankenpfle-
gegesetzes liegt vor. Es gilt nun auf allen Stufen
diesen Entwurf zu beurteilen, zu beraten und poli-
tisch zu verabschieden. Für den stationären
Bereich gilt es nebst den differenzierten Pen-
sionskosten, Anlagenutzungskosten, Betreuungs-
und Pflegekosten besonders die Thematik der Akut-
und Übergangspflege in den Heimen zu beurteilen
und nach tragbaren Lösungen zu suchen. Neu sind
dabei auch die Ge meinden, welche zukünftig
ungedeckte Pfle gekosten zu tragen haben werden,
einbezogen.



Kantonale Rahmenplanung Pflegeheime 2010
Die Gemeinden, Planungsregionen und Heime
sind aufgefordert, sich über eine kantonale Rah-
menplanung Pflegeheime 2010 vernehmen zu
lassen.
Die schrittweise Reduktion des Planungs-Bedarfs-
richtwertes von Heute 25% auf 22% der 80-jähri-
gen und älteren Wohnbevölkerung ohne konkre-
te Alternative von Prävention und Wohnformen
wird einiges zu reden geben.

Neue Strukturen der Maximaltarife
Die Maximaltarife müssen neu unter Be -
rücksichtigung der Pflegefinanzierung und der
unterschiedlichen Beteiligung der Leistungsbezü-
ger (Grundtaxe, Anlagenutzungskosten, Betreu-
ungskosten und Anteil Pflegekosten) sowie die
Restfinanzierer wie Gemeinde, Kanton und OKP
neu definiert werden.

Einführung «BESA 2010»
Vom neuen Bedarfserhebungssystem «BESA
2010» erhoffen wir uns, dass die unterschiedli-
chen Erfassungsbedürfnisse im Hinblick auf die
neuen Pflegefinanzierungsanforderungen erfüllt
werden und bald zur Einführung zur Verfügung
stehen.

Umsetzung Massnahmen runder Tisch
Die KHB erwartet konkrete politische Massnah-
men bezüglich Mangel an qualifiziertem Pflege-
fachpersonal. Insbesondere werden Lösungen
erwartet, welche zwischen den verschiedenen
Anbieter und Ausbildner bezüglich Angebot,
Kapazität und Be darf umgesetzt werden können.

Dank
Ich danke den KHB- und FKPH-Mitgliedern, dem
Vorstand und der Tarifkommission für die kon-
struktive und lösungsorientierte Mitgestaltung
unserer Themen, welche wir im letzten Jahr dis-
kutiert, beraten und verabschiedet haben.

Ich danke Livio Andri für die langjährige Mitwir-
kung als Vizepräsident und Vor stands mitglied, für
seine geleistete Arbeit und besonders danke ich
Heidi Mathis und Jean-Pierre Liesch, dass sie sich
für die Mitwirkung im Vorstand der KHB zur Ver-
fügung gestellt haben.

Ich danke den Mitarbeitern des Gesundheitsam-
tes insbesondere Amtsleiter Dr. Leuthold, der
Geschäftsleitung BSH sowie dem Präsidenten Dr.
Cavigelli für die gute Zusammenarbeit und hoffe,
dass wir im gleichen Stil die Herausforderungen
im 2010 angehen können.

Mein ganz besonderer Dank geht an die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter aller Institutionen für
die gute Arbeit, welche täglich zu Gunsten der
Bewohnerinnen und Be wohner geleistet wird. ■
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Führt mit sicherer Hand durch die Vorstandssitzung der KHB: Aldo Pitsch 
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4 Von Imelda Schneuwly, Vorsitzende FKPH und PDL
Evang. Alters- und Pflegeheim Ilanz

Ich blicke im Jahresbericht auf das vergangene Jahr
zurück und halte einige wesentliche Punkte fest.

Umsetzung Betriebsbewilligungskriterien
Es wurde eine Arbeitsgruppe zur Konkretisierung
der Betriebsbewilligungskriterien, insbesondere
einiger Standards eingesetzt. Zusammen mit Frau
Weber wurde eine Vorlage für Standards erarbei-
tet. Der Standard Gewalt wurde als Beispiel aus-
gearbeitet und vorgestellt.

SRK-Grundkurs
Der SRK Grundkurs hat sich bezüglich Kurs dauer,
Schnuppertage und Anforderungen an die Beglei-
tung der Absolventen verändert. Dies führt in den
Heimen zu Unverständnis und Unzufriedenheit. Es
wurde eine Arbeitsgruppe mit drei Mitgliedern
aus der FKPH gegründet, um die Anliegen, Erwar-
tungen und die Zusammenarbeit mit Frau Koch,
SRK und Frau Weber, GA zu klären. Zusammen
werden die Themen Vorselektion, Kursinhalt und
Praktika bis im Sommer 2010 bearbeitet.

Personalrekrutierung
Der Personalbedarf im Langzeitbereich nimmt in
den nächsten Jahren stark zu. Zurzeit ist die Rekru-
tierung von qualifiziertem Personal schwierig. Die
Pflegeberufe sollten attraktiver gemacht und die
Anzahl Ausbildungsplätze angepasst werden. Für
die Zukunft gilt es vor allem in die Aus- und Weit -
er bildung zu investieren. Die Ausbildungen FAGE,
Grundausbildung als auch Zweitausbildung und
HF sollten möglichst von allen Heimen angeboten
und unterstützt werden. Der zukünftige Bedarf an
Pflegepersonal wird nur abgedeckt, wenn 80
FAGE und 20 HF pro Jahr ausgebildet werden.
Um die Anforderungen für ein HF-Praktikum erfül-
len zu können, wurden verschiedene Verbunde
gegründet.

Image Projekt
Das Image vom Pflegeberuf in der Langzeitpflege
soll verbessert werden. Über Kar rierechancen ist
zu wenig bekannt. Durch Öffentlichkeitsarbeit,
z.B. kantonaler Tag der offenen Türe, wollen wir
auf die vielfältigen Berufs- und Karierremöglich-
keiten aufmerksam machen. Der Pflegeberuf in
der Langzeitpflege ist abwechslungsreich, eigen-
ständig und interessant. Aus- und Weiterbildun-
gen sind selbstverständlich. Der Arbeitsplatz Heim
bietet eine gesicher te Zukunft. 

Gemeinsame Konferenz Heime und Spitäler
Regula Berchtold stellte ihre Fallstudienarbeit «Poten-
tial der Mitarbeitenden 55+ nutzen» vor. Erika
Wüthrich stellte ihr Vorgehen und das Resultat zur
Erarbeitung eines neuen Arbeitszeitmodelles vor.
Beide Referate lieferten Inhalt für rege Diskussionen.
Aus der Diskussion gehen vier Thesen hervor, die
von der FKPH an die Arbeitsgruppen des runden
Tisches weitergeleitet wurden:

1. Entlastungs- und Erholungsangebot für die
Mitarbeiter/innen.

2. Aus- und Fortbildung in den Betrieben unter-
stützen.

3. Mindestlohn anpassen. Finanzierung der HF-
Studierenden klären.

4. Imagepflege fördern.

Dank
Ich bedanke mich bei Norina Voneschen und Bar-
bla Silvestri für die schöne Zusammenarbeit bei
der Vorbereitung und der Durchführung der Sit-
zungen FKPH.

Ein herzliches Dankeschön den Mitgliedern der
FKPH für die aktive Mitarbeit und der KHB für die
Unterstützung unserer Anliegen. 

Danke an das Sekretariat des BSH für die admi-
nistrative Arbeit. ■

Fachkonferenz Pflegekader Heime (FKPH)



21

4 Ruedi Haltiner, Vorsitzender KWA und Geschäftsführer
ARGO

Die Konferenz befasste sich während fünf Sitzun-
gen hauptsächlich mit folgenden Themen: Anpas-
sung Lohneinreihungsplan, Rechnungsrevisionen
durch das kantonale Sozialamt, Kenntnisnahme
Musterkonzept SODK und schliesslich Anhörung
zum kantonalen Konzeptentwurf. Im Weiteren wur-
den einige Verbandsfunktionen bestätigt bzw. neu
verteilt.

Anpassung Lohneinreihungsplan
Schon im November 2008 hatte die Konferenz
einer Arbeitsgruppe den Auftrag erteilt, den vom
BSH erarbeiteten und durch die zuständigen
Departemente per 1. Januar 2004 verfügten Lohn-
einreihungsplan auf einen allfälligen Anpassungs-
bedarf hin zu überprüfen. Massgeblicher Grund
für dieses Vorgehen war die Frage der Lohneinrei-
hung von Absolventinnen und Absolventen der
neuen Grundbildung Fachperson Be treuung nach
Erlangen des Fähigkeitszeugnisses. Die Arbeits-
gruppe konnte ihre Ergebnisse im Herbst der Kon-
ferenz präsentieren. Dabei wurde aufgezeigt, dass
heute zwischen dem Wohn- und Arbeitsbereich
eine Schieflage besteht und dass auch die Diffe-
renzierung zwischen der Betreuer- und Mitbetreu-
erfunktion nicht praktikabel ist. Die Konferenz ver-
abschiedete einen ersten Änderungsentwurf und
hiess die Arbeitsgruppe ihre Arbeit bis im Frühling
2010 abzuschliessen.

Rechnungsrevisionen durch das kantonale Sozialamt
Immer wieder lösten die Revisionen durch das kan-
tonale Sozialamt bei den Institutionsverantwortli-
chen Unmut aus. So wurde beispielsweise beklagt,
dass die Kriterien zur Revision willkürlich und
uneinheitlich angewendet würden. Innerhalb der
Konferenz war man sich aber auch einig, dass
gegenüber kompetent und transparent durchge-
führten Revisionen keine Vorbehalte bestehen. Eine
diesbezügliche Aussprache mit dem Sozialamt ist
noch ausstehend.

Musterkonzept SODK/Anhörung zum Entwurf des kantona-
len IFEG Konzepts
Am 4. Juni 2009 verabschiedete die Konferenz
der Sozialdirektoren und -direktorinnen der ost-
schweizer Kantone (SODK Ost) ein Musterkonzept
zur Förderung der Eingliederung invalider Perso-
nen gemäss Artikel 10 IFEG zu Handen der Kan-
tone. Anlässlich einer entsprechenden Informati-
onsveranstaltung wurden die Geschäftsleitungen
der Bünd ner Behindertenbetriebe darüber orien-
tiert. Auf der Grundlage des Musterkonzepts wur-
de dann verwaltungsintern der Entwurf eines kan-
tonalen Konzepts erarbeitet. Mitte November lief
die entsprechende Anhörung an. Die KWA erar-
beitete eine detaillierte Stellungnahme. 

Besetzung von Verbandsfunktionen
Auf Grund der abgelaufenen Amtsperiode musste
die Konferenzleitung neu gewählt werden. Ruedi
Haltiner als Vorsitzender und Emerita Engel sowie
Hubert Kempter als Mitglieder der Konferenzlei-
tung wurden für weitere vier Jahre bestätigt. Mitte
Jahr wurde Felix Karrer wegen seines beruflichen
Wechsels aus der Konferenz verabschiedet. Seine
Funktion als Mitglied des Öffentlichkeitsausschus-
ses wurde an Beda Gujan und die als Delegierter
des INSOS Regionalverbands Ostschweiz an
Johannes Bislin übertragen. 

Dank
Allen die zur aktiven Verbandstätigkeit beigetra-
gen haben, sei an dieser Stelle herzlich gedankt. 
Ebenfalls danke ich im Namen der Konferenz den
zuständigen Personen im Departement für Volks-
wirtschaft und Soziales sowie im Kantonalen Sozi-
alamt für ihr Verständnis gegenüber unseren Anlie-
gen. ■

Konferenz Wohn- und Arbeitsstätten
(KWA)
Konsolidierung der Zusammenarbeit
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Konferenz Kinder- und
Jugendinstitutionen (KKJ)
Bewegung ist gesund!

4 Von Hubert Kempter, Vorsitzender KKJ und Geschäfts-
führer Giuvaulta, Rothenbrunnen

Der Schulbereich im Kanton Graubünden und
somit auch der Sonderschulbereich ist in Bewe-
gung. Man fragt sich: Ist Bewegung Fortschritt und
Entwicklung oder beinhaltet die Bewegung nur
Unruhe und Unsicherheit und ist somit entwick-
lungshemmend? Man wird für beide Interpretatio-
nen Protagonisten im Kanton finden.

Zu eben solchen Schul- und Institutionsthemen hat
sich die Konferenz Kinder und Jugendliche im Jahr
2009 vier Mal getroffen. Der Öffentlichkeitsaus-
schuss mit Vertretungen aus dem Grossen Rat traf
sich zwei Mal.

Vernehmlassung zur Totalrevision Schulgesetz
Die Konferenz hat über den Öffentlichkeitsaus-
schuss eine Stellungnahme abgegeben. Die im
Schulgesetz vorgesehene Aufgabenteilung zwi-
schen Kanton und Gemeinden hat auch für den
Sonderschulbereich Konsequenzen. Werden die
Ge meinden ganz für den niederschwelligen För-
derbereich zuständig sein, ist eine qualitativ ver-
gleichbare Versorgung nicht ge währleistet. Eben-
so besteht die Gefahr, dass aus Kostengründen
Kinder aus dem niederschwelligen Bereich (Finan-
zierung Gemeinden) zu Kindern mit hochschwelli-
gem Betreuungsbedarf (Kanton) gemacht werden.

Geänderte Abläufe bei der
Antragsstellung für die Sonderschulung
Das Departement hat die Abläufe und die Zustän-
digkeiten für die Erteilung von Sonderschulverfü-
gungen neu festgelegt. Das nicht ganz einfache
Verfahren muss noch von allen involvierten Stellen
eingeübt werden. Die Hauptverantwortung für die
Erteilung der Sonderschulverfügungen liegt ganz
beim Schulpsychologischen Dienst.

Revision 2008
Erstmals nach der Umsetzung des NFA lag die
Verantwortung für die Rechnungsrevision 2008
ganz in der Verantwortung des Kantons Graubün-
den. Die zum Teil sehr eng ausgelegte Kontrolle

stiess auf wenig Verständnis bei den Institutionen.
In einer Anfrage an die Regierung, seitens unseres
Verbandspräsidenten Mario Cavigelli, wur de das
Thema «Inwieweit ist die Regierung gewillt den
Institutionen unternehmerische Freiheiten zu
gewähren?» aufs Tapet gebracht. Die Antwort
steht noch aus.

Austausch mit dem Erziehungsdepartement
Auch wenn die Standpunkte zwischen dem Kan-
ton und den Institutionen nach der NFA oftmals
stark divergieren, ist der Austausch mit dem
Departement wichtig. Herr Gartmann vom Erzie-
hungsdepartement wird punktuell zu den Konfe-
renzen eingeladen. Der Informationsaustausch
zwischen dem Departement und den Institutionen
steht bei diesen Treffen im Vordergrund sowie die
gegenseitige Sensibilisierung für die jeweiligen
Standpunkte. 

Personelles
Im Sommer 2009 wurde Werner Graf, langjähri-
ger Leiter des Schulinternats Flims, von der Konfe-
renz mit einem Apéro verabschiedet. Er geht in
Pension, wird aber als Supervisor noch weiterhin
zu einem Teilpensum tätig sein. Gisela Scherrer ist
die neue Leiterin des Schulinternats Flims. Anläss-
lich der letzten Sitzung mussten wir den Austritt
von Luzius Flury zur Kenntnis nehmen. Er kann aus
gesundheitlichen Gründen seine Arbeit im Schul-
heim nicht mehr fortsetzen. Wir verlieren mit ihm
ein engagiertes Mitglied.



Dank
In erster Linie geht mein Dank an die Kolleginnen
und Kollegen für die engagierte Teilnahme an den
Konferenzen, an meinen Kollegen Christophe
Sambalé für die guten Sitzungsvorbereitungen
und Mario Cavigelli für die umsichtige Verbands-
führung. Ernst Casty und den Mitgliedern des
Öffentlichkeitsausschusses danke ich für ihr Interes-
se an den Anliegen der KKJ Konferenz. Die grosse
Unterstützung vom Geschäftleiter BSH Ma rio Evan-
gelista und seinen Mitarbeitenden schätzen wir

sehr. Den Vertretern von Kanton und IV danken wir
für die angenehme Zusammenarbeit. ■ 
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Unsere Dienstleistung

• Interessenvertretung der Mitglieder gegen über
Kanton, H+, CURAVIVA, INSOS, Vesicherern,
im Allgemeinen und insbesondere bei neuen
Gesetzesvorlagen und Projekten.

• Beratung, Unterstützung und Führen von Ver-
handlungen über den Abschluss von Vereinba-
rungen mit Behörden, Sozial- und Privatversi-
cherungen, Krankenversicherern.

• Antragstellung zur Tarifgenehmigung.

Durchführen von Beschwerdeverfahren im
Zusammenhang mit Tarifgenehmigungen.

• Erarbeitung von Lösungsvorschlägen für alle
Mitglieder und/oder Mitgliedergrup pen.

• Information der Mitglieder (Veranstaltun gen,
Info-Blatt, Zirkulare) und Öffentlichkeitsarbeit.

• Empfehlungen für Mitglieder erarbeiten, so
zum Beispiel das Musterreglement zur Umset-
zung des Arbeitsgesetzes.

• Koordination und leiten von Erfagruppen (Tarif-
kommission, Rechnungswesen).

• Die Unterstützung einzelner Mitglieder durch
Dokumentation und Beratung im üblichen Rah-
men sowie telefonische Auskünfte.

• Stellungnahme zu gesetzgeberischen Erlassen
sowie Vernehmlassungen.

Ihr Nutzen

• Ihre Interessen werden kompetent und nachhal-
tig vertreten.

• Sie werden von einer aufwendigen und kost-
spieligen Verhandlungsführung, die in Zukunft
immer wichtiger wird, entlastet.

• Sie können auf den Beizug eines Juristen ver-
zichten. Wir erledigen dies weitgehend für
Sie.

• Sie profitieren vom Erfahrungsaustausch inner-
halb des Verbandes.

• Sie sind laufend im Bild über die neuesten Ent-
wicklungen im Gesundheits- und Sozialwesen
und verpassen keine Termine für Eingaben
usw.

• Gegenüber Ihren Mitarbeiter/innen schaffen
Sie damit klare Verhältnisse – eine wichtige
Voraussetzung für eine gute Zusammenarbeit.

• Sie profitieren von einem Erfahrungsaustausch
auch auf der Ausführungsebene.

• «Gewusst wie» ist heute wichtiger denn je –
Sie können unsere Erfahrung und unser Know-
How kostenlos nutzen.

• Wir lassen Ihre Haltung in unsere Vernehmlas-
sungen einfliessen und vertreten Sie damit
optimal.

Verbands-Dienstleistungen

Hubert Kempter und 
Christophe Sambalé
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Jahresrechnung und Bilanz 2009

Erfolgsrechnung 2009

Ertrag 2009 2009

Mitgliederbeiträge 605’002.10
Verrechnung direkte Kosten an Konferenzen 26’825.80
Kurserträge allgemein 0.00
MABE LOE Lizenzen und Kurserträge 60’922.50
Post- und Bankzinsen 1'043.75
Diverse Erträge Sekretariat 8’942.45
Total Ertrag 702’736.60

Aufwand
Entschädigung Organe/Sekretariat 353’102.40
Spesen Organe/Sekretariat 37'323.50
Sozialversicherungen (Beitrage An+Ag) 101’689.35
Büromiete inkl. Nebenkosten und 
EDV-Miete mit Grundsupport 39’229.75
Abschreibungen Mobiliar 7’744.45
Büromaterial, Drucksachen, Porti, Tel./Fax 10’137.35
Mitgliederbeiträge 5’473.50
Rechtsaufwendungen 0.00
PR (Homepage/Inserate) 0.00
Sonstige Aufwendungen, div. Projekte 31’645.36
Kurse, Tagungen 3’320.00
Leistungsvereinbarung POA, Pflege ERP 13’330.00
Projekte MABE 105’080.40
Mitgliederversammlung 5’435.00
Verlust 10’774.46

Total Ertrag und Aufwand 713’511.06 713’511.06

Bilanzvergleich per 31. Dezember 2009

Aktiven 2009 2008
Kasse 103.50 71.70 
Postcheck 70-5077-2 46'869.31 39'658.72 
E-Depositokonto Post 92-331459-8 5'548.90 90'576.10 
CS – Konto für Mietkaution 597386-60 6'060.14 6'090.44 
GKB Sparkonto CA 316.024.600 3'103.15 3'118.65 
Debitoren 24'351.50 15'926.40 
Debitor Verrechnungssteuer 1'930.87 349.25 
Guthaben von den Konferenzen 75'964.20 26'825.80 
Transitorische Aktiven 0.00 0.00
Einrichtungen 10'839.95 5'000.00 
Jahresverlust zulasten Verbandsvermögen 49'706.84 10'774.46 
Total Aktiven 224'478.36 198'391.52

Passiven
Kreditoren 92'858.50 118'785.90 
Transitorische Passiven 6'000.00 3'692.60 
Verbandsvermögen vor Erfolgsverbuchung 125'619.86 75'913.02 
Total Passiven 224'478.36 198'391.52
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Jahresrechnung 2009 im Vergleich 

Ertrag ER 2008 Budget 2008 ER 2009 Budget 2009 

Mitgliederbeiträge 396'043.00 397'500.00 605'002.10 607'000.00 
Verrechnung direkte Kosten
an Konferenzen 15'000.00 26'825.80 -   
Kurserträge allgemein -   -   -   -   
MABE LOE Lizenzen,
Kurse, Wartung 83'820.00 100'000.00 60'922.50 50'000.00 
Post- und Bankzinsen 1'159.56 700.00 1'043.75 -   
Diverse Erträge Sekretariat 5'267.55 -   8'942.45 4'500.00 

Total Ertrag 486'290.11 513'200.00 702'736.60 661'500.00

Aufwand
Entschädigung Organe/
Sekretariat 268'151.85 276'000.00 353'102.40 363'500.00 
Spesen Organe/Sekretariat 37'837.85 8'500.00 37'323.50 12'500.00 
Sozialversicherungen
(Beiträge An+Ag) 18'887.75 37'600.00 101'689.35 84'600.00 
Büromiete inkl. Nebenkosten
und EDV-Miete mit
Grundsupport 21'165.65 23'500.00 39'229.75 33'500.00 
Abschreibungen Mobiliar 6'904.10 3'000.00 7'744.45 6'900.00 
Büromaterial, Drucksachen,
Porti, Tel./Fax 13'244.35 15'000.00 10'137.35 15'000.00 
Mitgliederbeiträge 1'500.00 1'500.00 5'473.50 1'500.00 
Rechtsaufwendungen 829.75 10'000.00 -   4'000.00 
PR (Homepage, Inserate) 1'693.90 6'000.00 -   3'000.00 
sonstige Aufwendungen,
div. Projekte 4'575.70 30'000.00 31'645.36 40'000.00 
Kurse, Tagungen -   -   3'320.00 -   
Leistungsvereinbarung
POA, Pflege ERP 40'000.00 40'000.00 13'330.00 40'000.00 
Projekte MABE 118'963.55 100'000.00 105'080.40 55'000.00 
Mitgliederversammlung 2'242.50 1'500.00 5'435.00 2'000.00 

Total Aufwand 535'996.95 552'600.00 713'511.06 661'500.00

Erfolg -49'706.84 -39'400.00 -10'774.46 0.00
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Revisorenbericht 2009
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Jahresbericht 
OdA Gesundheit und Soziales Graubünden 

4 Von Bruno Ritter, Präsident OdA G+S GR und 
Heimleiter Evang. Pflege- und Altersheim Thusis

Revidierte Bildungsverordnung FaGe
Der Start ins Jahr 2009 war geprägt durch die revi-
dierte Bildungsverordnung Fachfrau/Fachmann
Gesundheit. Auf der Grund lage des nationalen
Umsetzungsplans bereitete die OdA Gesundheit
und Soziales Graubünden Berufsbildende der Pra-
xis und der überbetrieblichen Kurse auf die Ein-
führung der neuen Ausbildungsbestimmungen im
August 2009 vor. In enger Zusammenarbeit mit
dem Bildungszentrum Gesundheit und Soziales,
der nationalen Dachorganisation der Arbeitswelt
Gesundheit OdASanté und den kantonalen OdAs
Gesundheit schulten Bündner Multiplikatorinnen
und Multiplikatoren im ersten Semester mit gros-
sem Einsatz über 140 Personen und erarbeiteten
praxisnahe Ausbildungsinstrumente. Am 1. August
2009 star teten 73 Lernende in ihre Grundbildung
nach der revidierten Bildungsverordnung. Das
waren 13 Lernende mehr als 2008. Die der Bil-
dungsverordnung zu Grunde liegende pädagogi-
sche Methode verlangt ein Umdenken in der Aus-
bildungstätigkeit. Die OdA G+S unterstützte mit
Austauschgefässen, Formularvorlagen und Kur-
sangeboten die Verantwortlichen in der Praxis auf
dem Weg.

Ausbildungshandbuch HF Pflege
Im Bereich der Höheren Fachschule für Pfle ge er -
ar beitete eine Arbeitsgruppe im Auftrag der OdA
G+S ein Handbuch für die Begleitung der Studie-
renden in der Praxis. Es basiert auf dem im Bil-
dungszentrum Gesundheit und Soziales Chur an -
ge wendeten Curriculum Careum und konzentriert
sich auf die Praktikumsgestaltung. Mit Er klärungen
zu pädagogischen Grundsätzen, Ausbildungs-
struktur und -inhalten sowie Empfehlungen zur Be -
gleitung der Studierenden im Arbeits- und Lernall-
tag unterstützt es Betriebe und Ausbildungsverant-
wortliche im Aufbau und in der Opti mie rung eines
Praktikumsangebotes. 

Lehrabschluss
An der von der OdA G+S organisierten Lehrab-
schlussfeier im Juni 2009 konnten wir 80 Absol-
ventinnen und Absolventen ein Eidgenössisches
Fähigkeitszeugnis überreichen. 56 Fachangestell-
te Gesundheit und 24 Fachfrauen und Fachmän-
ner Betreuung wurden gefeiert und festlich aus der
Lehrzeit entlassen. Umrahmt von mitreissender
Musik und fröhlichem Gesang der Giuvaulta Band
feierten über 400 Angehörige, Berufsbildende
und Lehrpersonen mit. 

Nationaler Versorgungsbericht für die Gesundheitsberufe
und Massnahmen zur Personalsicherung in Graubünden
Nationale Studien und Versorgungsberichte zu
den Gesundheitsberufen prognostizieren einen
drohenden Personalnotstand. Nachwuchsförde-
rung und Bildung spielen wichtige Rollen darin.
Darum beteiligt sich auch die OdA G+S aktiv als
Partnerin am von Regierungsrätin Barbara Janom
Steiner iniziierten Bündner «Runden Tisch» und
den Projekten der OdASanté und der Gesund-
heitsdirektorenkonferenz. Die OdA G+S versucht
mit Kontakten zu den verschiedenen Lernorten im
Kanton und den nationalen Gremien, die Situa tion
in Graubünden bezüglich ihres Aufgabenbereichs
einzuschätzen und nachhaltigen Nutzen aus
schweizweit laufenden Projekten zu ziehen. Damit
zusammenhängende Aufgaben werden uns auch
im kommenden Jahr intensiv beschäftigen.

Geschäftsstelle
An dieser Stelle danke ich meinen Vorstandskolle-
ginnen und -kollegen herzlich für ihren Einsatz in
der OdA G+S. Im Jahr 2009 waren sie besonders
gefordert. Durch einen längeren krankheitsbe-
dingten Ausfall der Geschäftsführerin galt es, zeit-
weilig operative Aufgaben zu übernehmen und
zusammen mit dem engagierten Sekretariatsteam
den Betrieb der überbetrieblichen Kurse aufrecht
zu erhalten und unaufschiebbare Projekte weiter-
zuführen. Die im Vorjahr beschlossene Pensenauf-
stockung um 40% wurde mit der Schaffung einer
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Stelle «Leitung überbetriebliche Kurse und Projek-
te» umgesetzt. Die bisherige üK-Leiterin Andrea
Deiss hat sich nach intensiver Aufbauarbeit seit
2004 von der OdA G+S verabschiedet. Ihr Ein-
satz für die FaGe-Ausbildung war prägend für
Grau bünden und für uns sehr wertvoll. Auf ihre
Arbeit aufbauen kann im üK-Bereich nun Karin
Derungs, welche die Stelle am 1. No vember
2009 angetreten hat.

Zum Abschluss möchte ich allen danken, die die
OdA Gesundheit und Soziales Grau bünden im
vergangenen Jahr unterstützt haben. Wir setzen
weiterhin auf eine vertrauensvolle Zusammenar-
beit mit unseren Mitgliedern und den verschie-
denen Partnern in den Betrieben, Schulen, in
kantonalen Ämtern, anderen kantonalen und
nationalen OdAs Gesundheit und Soziales. ■
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Bilanz 2009 im Vergleich

Bilanz per 31. Dez. 2009 31. Dez. 2008 Veränderung

Aktiven
Kasse 217.60 848.25 -630.65
Postcheck 120'255.61 134'625.51 -14'369.90
CS Mietzinskaution 46'528.73 46'378.00 150.73
CS Mietzinskaution 6'090.69 6'060.39 30.30
Debitoren 41'370.70 3'701.65 37'669.05
Verrechnungssteuer 167.91 394.70 -226.79
Trans. Aktiven 14'667.30 10'041.45 4'625.85

Umlaufvermögen 229'298.54 202'049.95 27'248.59

Mobilien 1.00 1.00 0.00
EDV 1.00 1.00 0.00
Mobilien Kursräume 1.00 1.00 0.00
Büromaschinen/
Geräte Kursräume 1.00 1.00 0.00

Anlagevermögen 4.00 4.00 0.00

TOTAL AKTIVEN 229'302.54 202'053.95 27'248.59

Passiven
Kreditoren 41'243.95 42'594.72 -1'350.77
Trans. Passiven 28'264.60 46'406.15 -18'141.55

kurzfristiges Fremdkapital 69'508.55 89'000.87 -19'492.32

Rückstellung Projekte 30'000.00 30'000.00 0.00

langfristiges Fremdkapital 30'000.00 30'000.00 0.00

Vereinskapital 129'793.99 83'053.08 46'740.91

Eigenkapital 129'793.99 83'053.08 46'740.91

TOTAL PASSIVEN 229'302.54 202'053.95 27'248.59



Erfolgsrechnung 2009
mit Vorjahresvergleich

Erfolgsrechnung Erfolgsrechnung Abweichung
Ertrag 2009 2008

Ertrag üK 424'160.00 452'800.00 -28'640.00
Ertrag diverse Kurse 51'250.00 46'980.00 4'270.00
Mitgliederbeiträge 116'800.00 117'400.00 -600.00
Kantons- und Bundesbeiträge 85'230.00 107'991.00 -22'761.00
Ertrag Mieten Extern 9'885.00 15'650.00 -5'765.00
Ertrag aus Verkauf Lehrmittel 14'106.00 1'461.00 12'645.00
Übriger Ertrag 6'790.50 6'609.40 181.10
Zinsertrag 509.99 751.04 -241.05

Total Erträge 708'731.49 749'642.44 -40'910.95
in % 100.0% 100.0%

Aufwand
Ausbildung und Kursräume 140'381.30 125'137.15 15'244.15
Übriger Lehraufwand 12'798.60 12'405.95 392.65
Löhne/Honorare 368'350.20 439'751.15 -71'400.95
Drittleistungen üK 17'300.00 36'400.00 -19'100.00
Sozialleistungen 40'234.10 40'601.30 -367.20
Übriger Personalaufwand 17'913.75 9'269.05 8'644.70
Miet- und Verwaltungsaufwand 33'382.18 36'988.63 -3'606.45
Übriger Betriebsaufwand 9'462.70 15'843.90 -6'381.20
Abschreibungen 22'167.75 9'549.70 12'618.05

Total Aufwände 661'990.58 725'946.83 -63'956.25
in % 93.4% 96.8%

Gewinn 46'740.91 23'695.61 23'045.30
in % 6.6% 3.2%
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Vorstand BSH

Präsident: Dr. Mario Cavigelli, Domat/Ems
Vizepräsident: Ernst Casty, Chur
Mitglieder: Dr. Arnold Bachmann, Chur

Ruedi Haltiner, Chur
Franco Hübner, Ilanz
Hubert Kempter, Rothenbrunnen
Regula Berchtold Küng, Chur
Aldo Pitsch, Chur
Bruno Ritter, Thusis
Imelda Schneuwly, Ilanz
Dr. Georg Heller, Chur

Stellvertreter/
Stellvertreterinnen: Livio Andri, Chur

Silvia Bäder Guenat, Chur
Christian Clement, Chur
Emerita Engel, Zizers
Hans Herger, Ilanz
Josef Müller, Chur
Christophe Sambalé, Scharans
Norina Voneschen, Maienfeld
Spitalärztekonferenz - vakant

Fachkonferenzen BSH
Konferenz Spitäler und Kliniken (KSK)
Vorsitzender: Franco Hübner, Ilanz
Stv. Vorsitzender: Josef Müller, Chur

Fachkonferenz Pflegekader Spitäler
Vorsitzende: Regula Berchtold Küng, Chur

Spitalärztekonferenz
Vorsitzender: Dr. Georg Heller, Chur

Verhandlungsdelegation KSK/santésuisse
Vorsitz: Josef Müller, Chur

Mitglieder: Dr. Arnold Bachmann, Chur
Franco Hübner, Ilanz
BSH Geschäftsführer

Der Verband im Überblick
Organe im 2009



Tarifkommission Spitäler
Vorsitz: Daniel Derungs, Chur

Mitglieder: Dr. Kurt Biedermann, Chur
Dr. Andrea Bleisch, Chur
Maria Campa, Chur
Elvira Geronimi, St. Moritz
Nadia Fusari, Samedan
Franco Hübner, Ilanz
Rita Jenny, Schiers
Dr. Joachim Koppenberg, Scuol
Beda Meyer, Chur
BSH Geschäftsführer

Konferenz Heime Betagte (KHB)
Vorstand KHB:
Vorsitzender: Aldo Pitsch, Chur
Stv. Vorsitzender: Livio Andri, Chur

Weitere Mitglieder: Bruno Ritter, Thusis
Petra Häusler, Arosa
Imelda Schneuwly, Ilanz

Pflegekaderkonferenz Heime
Vorsitzende: Imelda Schneuwly, Ilanz

Tarifkommission KHB/santésuisse
Vorsitz: Bruno Ritter, Thusis

Mitglieder: Aldo Pitsch, Chur
Urs Hardegger, Maienfeld
BSH Geschäftsführer

Konferenz Wohn- und Arbeitsstätten (KWA) / Kantonalgruppe INSOS
Vorstand KWA:
Vorsitzender: Ruedi Haltiner, Chur
Stv. Vorsitzende: Emerita Engel, Chur

Weiteres Mitglied: Hubert Kempter, Rothenbrunnen

Konferenz Kinder- und Jugendinstitutionen (KKJ)
Vorsitzender: Hubert Kempter, Rothenbrunnen
Stv. Vorsitzender: Christophe Sambalé, Scharans
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Rechnungsrevisoren Elisabeth Helbling, Chur
Jürg Keller, Chur

Stellvertretung Guido Badilatti, Poschiavo

Vorstand OdA Gesundheit und Soziales Graubünden
Vorstand
Präsident: Bruno Ritter, Thusis
Vizepräsident: Ida Maissen, Sevgein

Mitglieder: Ruedi Näf, Rodels
Pia Felchlin, Chur
Ingeborg Fischer, Samedan
Luzi Tscharner, Scharans
1 Sitz ist vakant

Vertretungen in externen Kommissionen und Verbänden

Vorstand H+
ad personam: Dr. Arnold Bachmann, CEO KSGR, Vizepräsident H+

ab 1.10.09 zudem: Josef Müller, CEO PDGR

INSOS - Zentralvorstand
ad personam: Ruedi Haltiner, Chur

Aktivkonferenz Heime H+ Die Spitäler der Schweiz
Delegierter BSH: Livio Andri, Chur

Aktivkonferenz Psychiatrie H+
Vertreter BSH: Beda Meyer, Chur

Aktivkonferenz Kantonalverbände und Regionalspitäler H+
Delegierter BSH: BSH Geschäftsführer

Expertengruppe Tarife und Verträge H+
Delegierter BSH: BSH Geschäftsführer

Seniorenrat Schweiz
ad personam: Aldo Pitsch, Chur; bis April 2009
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Prüfungskommission der Eidg. Berufsprüfung
für Spitalfachleute und Höhere Fachprüfung für Spitalexperten:
ad personam: Josef Müller, CEO PDGR, Präsident

Vorstand Schweizerische Vereinigung der Spitaldirektorinnen/en (SVS)
ad personam: Josef Müller, CEO PDGR, Mitglied

H+ Prüfungsexperten
Bündner Experten: Ludivic Desax, Ilanz

Reto Keller, Thusis

Fachkonferenz Alter CURAVIVA (KHB-Bereich)
Delegierte BSH: Bruno Ritter, Thusis

Aldo Pitsch, Chur 
BSH Geschäftsführer

INSOS SCHWEIZ
Kantonalvertreter: Emerita Engel, Chur

Delegierte INSOS (KWA-Bereich)
Vorstand INSOS Ostschweiz Emerita Engel, Chur
Delegierte BSH: Emerita Engel, Chur

Johannes Bislin, Chur
Ersatz: Beda Gujan, Chur


